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Hans-Dietrich Genscher 

Zur deutschen 
Einheit im 
europäischen 
Rahmen 

D ie Mütter und Väter haben 
uns ein Grundgesetz ge­
schenkt, das für unser Ver­
halten einen Auftrag gibt, 
der weiter reicht, als die 
meisten, die das Grundge­

setz zitieren, es sagen: Wir sollen dem 
Frieden der Welt dienen, ein glbichbe­
rechtigtes Glied in einem vereinten Eu­
ropa werden und die nationale und 
staatliche Einheit der Deutschen wah­
ren. Unsere Verfassung hat also schon 
unser nationales Ziel in einen europäi­
schen Zusammenhang und unter die 
Verantwortung für den Frieden gestellt. 
Dieser Auftrag der Verfassung ist die 
Absage an die Machtpolitik der Ver­
gangenheit, er verlangt Verantwor­
tungspolitik. 

Hans-Dietrich Genscher, Außenminister 
der Bundesrepublik Deutschland: »Es 
wird die deutsche Einheit nicht ohne Euro­
pa geben, und es wird die Einheit Europas 
nicht um die Deutschen herum geben.« 

Thomas Mann hat schon 1953 ein­
drucksvoll bekundet, was das heißt: Wir 
wollen nicht ein deutsches Europa, son­
dern ein europäisches Deutschland. 

Die Deutschen in der DDR sind jetzt 
dabei, ihre Position zur deutschen und 
europäischell" Zukunft zu bestimmen. 
Sie können das zum ersten Mal tun. Die 
Programme der Parteien, die sich am 
18. März 1990 zur Wahl stellen wollen,
suchen wie wir die Einhei.t in Europa. ►
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Die Menschen allerdings, die an den 
friedlichen Demonstrationen teilneh­
men, sind in vielem noch drängender als 
die Programme der Parteien. 

Am Abend des 18. März 1990 wird 
die ganze Welt genauer wissen, welchen 
Weg die Menschen in der DDR gehen 
wollen. Man wird es wissen durch eine 
Entscheidung in - hoffentlich - freier, 
geheimer und gleicher Wahl, und man 
wird es genauer wissen, weil der Wahl­
kampf neben der Entscheidung über die 
künftige Wirtschafts- und Gesellschafts­
ordnung die Frage der Einheit als zen­
trales Thema haben wird. 

Die Einheit von unten 
ist auf dem Wege 

Aber es wäre falsch, anzunehmen, 
daß man bis dahin nichts oder nur wenig 
tun könne. Das Zusammenwachsen und 
die Vernetzung der politischen, gesell­
schaftlichen und wirtschaftlichen Kräfte 
ist in vollem Gange, die Einheit von 
unten ist auf dem Wege. Eine Viel­
zahl von Einzelverbindungen, steigen­
der Tourismus, Patenschaften, bis in 
den letzten Winkel des Vereinslebens, 
schreiten voran. Das schafft unumkehr­
bare Fakten. 

Diese deutsch-deutsche Durchdrin­
gung vollzieht sich keinesfalls als Ein­
bahnstraße nur von West nach Ost. Ich 
bleibe bei meiner Feststellung vom Ok­
tober: Nichts wird mehr so sein wie es 
war, weder in der DDR, noch bei uns, 
noch in Europa. Die politische Kultur in 
der Bundesrepublik Deutschland bleibt 
nicht unbeeinflußt von dem urdemokra­
tischen Aufbruch in der DDR; auch bei 
uns wird wieder mehr gefragt und auch 
anders und anderes. 

Viele Fragen stellen sich neu und 
neue kommen auf. Neues Denken ist 
auch bei uns gefordert, und manches 
sehr laute Ja zur deutschen Einheit wird 
noch auf den Prüfstand des Wohlstands 
kommen. Staatliche Zusammenarbeit 
ist heute schon möglich und dringlich 
geboten. Hilfe für die Infrastruktur und 
Telekommunikation, beim Umwelt­
schutz und Hilfe bei der durchgreifen­
den Verbesserung der medizinischen 
Versorgung dulden keinen Aufschub. 
Das Sozialversicherungssystem der 
DDR braucht, wenn es nicht zusam­
menbrechen soll, unsere Hilfe. Ich 
fürchte, es wird derzeit durch die Geld­
druckmaschinen finanziert. 

Einheit in nationaler Solidarität 

Die Wirkung privater Investitionen 
hängt weitgehend von dem Maß der 
wirtschaftlichen Reformen ab, zu denen 
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sich die amtierende Regierung ent­
schließt. Mit privaten Investitionen sind 
sowohl Eigeninvestitionen Deutscher in 
der DDR gemeint wie Investitionen aus 
dem Westen. Wirtschaftliche Reformen 
sind auch erforderlich, um die Voraus­
setzungen für die dringend g�botene 
Wirtschafts- und Währungsunion zwi-
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sehen den beiden deutschen Staaten zu 
schaffen. Gutes Geld für gute Arbeit ist 
ein legitimer Anspruch auch für die 
Deutschen in der DDR. Alles, was hier 
dargelegt wurde, kann jetzt schon be­
gonnen werden. Die »Einheit in natio­
naler Solidarität« kann und muß sofort 
beginnen. Es ist die Einheit der prakti-

sehen Schritte. Sie berührt kein Recht 
eines anderen Staates, sie berührt kei­
nen der von den beiden deutschen Staa­
ten geschlossenen Verträge, und sie be­
rührt auch nicht die Bündnisse, denen 
sie angehören. Es ist praktisch und fak­
tisch viel mehr möglich, als die meisten 
annehmen. 

g
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Aber eine sich so entwickelnde »Ein­
heit in nationaler Solidarität« liegt na­
türlich schon in der Perspektive der 
Vereinigung der beiden deutschen Staa­
ten. Sie wird reale Perspektiven für die 
Deutschen in der DDR eröffnen. Das 
ist angesichts steigender Zahlen von 
Übersiedlern aus der DDR dringlich. 
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Ihr Weggang schafft natürlich auch Pro­
bleme für die Bundesrepublik Deutsch­
land, wenngleich angesichts der hohen 
Integrationsfähigkeit weniger Probleme 
da sind, als eine aufgeregte öffentliche 
Diskussion vermuten läßt. 

Die deutsche Einheit 
gibt es nicht zum Nulltarif 

Das wirkliche Problem entsteht in der 
DDR, die durch eine quantitative und 
qualitative Auszehrung zusätzliche Pro­
bleme zu den schon zahlreich vorhande­
nen bekommt. Mit der »Einheit in na­
tionaler Solidarität« können wir der 
staatlichen Vereinigung vieles vorweg­
nehmen. Wir dürfen dabei kein� Zeit 
verlieren. Die Vorverlegung der Volks­
kammerwahlen auf den 18. März 1990 
wird es möglich machen, daß wir schon 
in weniger als zwei Monaten die Ver­
handlungen mit einer demokratisch le­
gitimierten Regierung führen können. 

Die Politik in der Bundesrepublik 
Deutschland hat schon jetzt die Verant­
wortung, den Bürgern offen zu sagen, 
daß erhebliche Leistungen notwendig 
sein werden, wenn wir der DDR einen 
neuen Weg eröffnen wollen. Die deut­
sche Einheit gibt es nicht zum Nulltarif, 
weder politisch noch wirtschaftlich noch 
finanziell - über das Politische wird 
noch zu reden sein. Schon jetzt aber 
kann festgestellt werden, daß alle diese 
Leistungen langfristig für die Deutschen 
in West und Ost vorteilhafter sind als 
eine fortdauernde, möglicherweise an­
steigende Zahl von Übersiedlern. 

Denn diese Leistungen sind auch ein 
Beitrag zur Stabilität in der DDR und 
damit in Europa. Unser Wille zur um­
fassenden Zusammenarbeit mit der 
DDR und zur Hilfe für die DDR wird 
nicht zu Lasten unserer Zusammenar­
beit und Hilfe für die anderen Staaten 
Mittel- und Osteuropas gehen dürfen. 

Die Geschichte der Freiheitsrevolu­
tion von 1989 hat gezeigt, daß die Frei­
heitsentwicklungen in den Staaten des 
Warschauer Paktes in einem engen Ver­
hältnis zueinander stehen. Für ihre Ste­
tigkeit, für ihre Dynamik und ihren 
Erfolg gilt das auch. Stillstand oder gar 
Scheitern des Reform- und Demokrati­
sierungsprozesses in einem Land kann 
schwerwiegende Auswirkungen auf die 
anderen haben. 

Vertrag über den Weg der deutschen 
Einheit in Europa 

Wenn de facto und durch deutsch­
deutsche Vereinbarungen schon heute, 
das heißt vor dem 18. März 1990, vieles 
möglich ist, dann ist nach dem 18. März ► 
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der Zeitpunkt gekommen, durch demo­
kratisch legitimierte Regierungen und 
Parlamente das künftige Verhältnis der 
beiden deutschen Staaten und die Zu­
kunft des deutschen Volkes zu bestim­
men. Die Erklärungen des sowjetischen 
Außenministers Schewardnadse im De­
zember 1989 und im Januar 1990 und 
vor allem die gestrige Erklärung des 
sowjetischen Präsidenten Gorbatschow

zur Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten zeigen zutreffende Analyse, 
Realismus und Weitblick. Sie geben den 
Weg frei für eine konstruktive und auf 
Dynamik bedachte Europa- und 
Deutschlandpolitik. 

Zur Zukunft der Deutschen enthält 
der Grundlagenvertrag einen modus vi­
vendi: Nebeneinander stehen der An­
spruch der Bundesrepublik Deutsch­
land auf Einheit und der Anspruch der 
DDR auf dauernde Zweistaatlichkeit. 
Ein weiterführender Vertrag muß die 
Antwort auf die Zukunft der Deutschen 
auf dem Weg zur Einheit geben. Er muß 
den Rahmen für den deutsch-deutschen 
Vereinigungsprozeß schaffen. Aber er 
soll diesem Prozeß keine Zwangsjacke 
anlegen, auch keine zeitliche. Manches 
wird dann schneller gehen und manches 
wird mehr Zeit brauchen. 

Durch einen solchen »Vertrag über 
den Weg zur deutschen Einheit in Euro­
pa« können die beiden Regierungen 
den Erwartungen der Deutschen ge­
recht werden. Sie sind gut beraten, 
wenn sie den Bürgern in beiden deut­
schen Staaten zum richtigen Zeitpunkt 
durch Wahl einer verfassunggebenden 
Versammlung die Möglichkeit geben, 
ihre Auffassung zum Ausdruck zu brin­
gen. Mit dem Entwurf eines solchen 
Vertrages, der Weg und Ziel definieren 
muß, erlangen aber die deutsch-deut­
schen Beziehungen eine Qualität, die 
nicht mehr nur uns Deutsche betrifft. 

Diese neue Qualität hat die europäi­
sche Struktur und Architektur zu beach­
ten, sie berührt die Vier-Mächte-Ver­
antwortung, und sie berührt die be­
stehenden Bündnisse. Beide deutsche 
Staaten sind deshalb aufgerufen, dem 
Streben nach nationaler Einheit nicht 
nur eine deutsche, sondern auch eine 
europäische Antwort zu geben. Diese 
Antworten müssen sich einfügen in die 
künftige Architektur Europas. 

Das ist die europäische Berufung der 
Deutschen, sie ist begründet in der Ge­
schichte, sie ist begründet in unserer 
geographischen Lage Deutschlands, 
und sie ist begründet auch in dem Ge­
wicht der Deutschen für die künftigen 
Entwicklungen in Europa. Die Deut-
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sehen haben damit die Chance, der Mo­
tor zur Überwindung der Spaltung Eu­
ropas zu werden. 

Es geht also darum, erstens den deut­
schen Rahmen für den Vereinigungs­
prozeß und zweitens den europäischen 
Rahmen zu entwickeln, in dem die 
Deutschen zueinander finden können. 
Es geht um die Bestimmung des Stand­
orts der Deutschen in einem künftigen 
Europa. Diese Frage bewegt die euro­
päischen Nachbarn mehr, als die Einzel­
heiten des deutsch-deutschen Vereini­
gungsprozesses. 

Fest steht: Wir Deutsche wollen, wie 
alle Europäer, daß mehr und nicht we­
niger Sicherheit und Stabilität geschaf­
fen werden. Wir wollen Einheit nicht zu 
Lasten Dritter. 

Mitgliedschaft in der EG und in der 
NATO ist unwiderruflich 

Die erste Frage, die wir Deutschen zu 
beantworten haben, ist: Was soll verei­
nigt werden? Die Antwort ist eindeutig: 
die beiden deutschen Staaten ein­
schließlich Berlin. Nicht mehr, aber 
auch nicht weniger. 

Eine Grenzgarantie an alle unsere 
Nachbarn muß die erste gemeinsame 
Willensbekundung der beiden freige­
wählten deutschen Parlamente und Re­
gierungen sein. Die Bundesrepublik 
Deutschland muß sodann die Frage be­
antworten, wie sie es im Falle der deut­
schen Einheit mit ihrer Mitgliedschaft in 
der Europäischen Gemeinschaft und im 
westlichen Bündnis hält. 

Die Antwort ist eindeutig: Unsere 
Mitgliedschaft in der EG im Falle der 
Einheit ist unwiderruflich und der Wille 
zu fortschreitender Integration hin zur 
politischen Union auch. Das gleiche gilt 
für die Mitgliedschaft im westlichen 
Bündnis. Ein neutralistisches Deutsch­
land wollen wir nicht. 

Die Europäische Gemeinschaft wird 
ein Bauelement der Europäischen Frie­
densordnung vom Atlantik bis zum Ural 
oder auch des gemeinsamen europäi­
schen Hauses sein. Sie ist schon heute 
ein Stabilitätsanker für Europa. Die So­
wjetunion und die anderen europäi­
schen Mitgliedstaaten des RGW tragen 
dieser Realität durch eine energische 
Intensivierung ihrer Beziehungen zur 
Europäischen Gemeinschaft Rech­
nung. Kooperations- und Assoziie­
rungsverträge sollen verhandelt werden 
oder sind schon abgeschlossen. Einige 
dieser Staaten sehen Kooperation und 
Assoziierung in der Perspektive späte­
rer Mitgliedschaft in der EG. 

Drei EG-Optionen für die DDR 

Für die DDR hat Kommissionspräsi­
dent Delors drei Optionen eröffnet, die 
alle drei dem seit Beginn der EG beste­
henden Sonderverhältnis zur DDR

Rechnung tragen. Es sind dies: 
1. Ein Kooperations- und Assoziie­

rungsvertrag;
2. Die Möglichkeit der Stellung eines

Antrags auf Mitgliedschaft, der ab­
weichend von der allgemeinen Regel
schon vor dem 1. 1. 1993 verhandelt
werden könnte;

Unterschiedliche Vorstellungen vom künftigen Deutschland: Der Schriftsteller und 
Mitinitiator der Tagung, Günter Grass, im Gespräch mit Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker (rechts). Links im Bild der Bruder des Bundespräsidenten, der Friedens­
forscher und Philosoph Carl Friedrich von Weizsäcker. 
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3. Eintritt in die Europäische Gemein­
schaft über die Vereinigung mit der
Bundesrepublik Deutschland.

Mir scheint, daß die Sequenz der Op­
tion Eins und dann Drei wahrscheinli­
cher ist, als die Option Zwei. Diese drei 
Optionen sind Angebote, über die die 
DDR nach dem 18. März 1990 in eige­
ner souveräner Entscheidung zu befin­
den hat. Für die Option Eins hat sich die 
amtierende Regierung mit dem Aide 
Memoire vom 24. November 1989 
schon jetzt entschieden. 

Diese Optionen für die DDR sollten 
begleitet werden von realistischen Op­
tionen der Europäischen Gemeinschaft 
für alle europäischen RGW-Länder ein­
schließlich der Sowjetunion: 
1. Handels-, Kooperations- und Asso­

ziierungsabkommen und politische
Konsultationen mit der EPZ.

2. Mitarbeit in den internationalen
Wirtschafts- und Finanzgremien wie
GATI, INF, Weltbank, OECD etc.
Eine schrittweise Mitwirkung unter
Einschluß des Beobachterstatus
kann zweckmäßig sein.

3. Mitgliedschaft oder Beobachtersta­
tus im Europarat. Beitritt zur euro­
päischen Menschenrechtskonven­
tion und Ausdehnung der Zusam­
menarbeit des europäischen Men­
schenrechtsgerichtshofes auf ganz
Europa.

4. Mitgliedschaft mit allen Rechten und
Pflichten in der gegründeten Euro­
päischen Entwicklungsbank.

KSZE-Prozeß als Ort der Stabilitäts­
partnerschaft zwischen Ost und West 

Mit diesen Möglichkeiten kann die 
wirtschaftliche und finanzielle Zusam­
menarbeit in ganz Europa wesentlich zu 
einer gesamteuropäischen Vernetzung 
beitragen. Das dient der Einheit Euro­
pas, aber es ist zugleich ein Element der 
europäischen Einbettung der deutschen 
Vereinigung. Die gesamteuropäische 
Vernetzung muß ihren Rahmen im 
KSZE-Prozeß finden. Dort muß eine 
neue Architektur für Europa entstehen. 

Für die dynamischen, dramatischen 
und zum Teil revolutionären Entwick­
lungen in Mittel- und Osteuropa ein­
schließlich der Sowjetunion muß der 
KSZE-Rahmen zu einem Stabilitätsrah­
men werden. Stabilitätspartnerschaft 
zwischen West und Ost ist jetzt gefor­
dert. Der KSZE-Prozeß muß zum Ort 
dieser Stabilitätspartnerschaft zwischen 
West und Ost werden. Alle KSZE-Staa­
ten müssen an Dynamik in Stabilität 
interessiert sein. Das Angebot des We­
stens zur Stabilitätspartnerschaft - die 
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eine politische, wirtschaftliche und si­
cherheitspolitische Dimension hat - ist 
ein bedeutsamer westlicher Beitrag zum 
Erfolg der Reform- und Demokratisie­
rungspolitik. 

Die Sicherheitsinteressen 
der Sowjetunion beachten 

Angesichts der Entwicklungen im 
RGW und im Warschauer Pakt wird es 
notwendig sein, den Sicherheitsinteres­
sen der Sowjetunion besondere Beach­
tung zu schenken. Wie die Entwicklun­
gen in Mittel- und Osteuropa verlaufen, 
ist nicht klar voraussehbar - zwei Ten­
denzen zeichnen sich ab: 
■ Die europäischen Mitgliedstaaten
des RGW einschließlich der Sowjet­
union orientieren sich immer stärker zur
EG hin; dem kann durch die dargestell­
te Vertragspolitik Rechnung getragen
werden. Das ist - zumal mit der Aktion
der 24, ein zusätzlicher Stabilitätsbei­
trag.
■ Im Warschauer Pakt verstärkt sich in
Polen, in der CSSR und in Ungarn der 
Wunsch nach Abzug der sowjetischen 
Streitkräfte. Welche Auswirkungen das 
auf die Struktur und auf die Zukunft des 
Warschauer Pakts hat, kann derzeit 
nicht genau bestimmt werden. Es han­
delt sich dabei allein um eine Angele­
genheit des Warschauer Pakts. Das Ge­
bot der Nichteinmischung ist hier be­
sonders ernst zu nehmen. 

Sache der NATO ist es, eindeutig zu 
erklären: Was immer im Warschauer 
Pakt geschieht - eine Ausdehnung des 
NATO-Territoriums nach Osten, das 
heißt, näher an die Grenzen der Sowjet­
union heran, wird es nicht geben. Diese 
Sicherheitsgarantien sind für die So­
wjetunion und ihr Verhalten von ele-

mentarer Bedeutung. Der Westen muß 
auch der Einsicht Rechnung tragen, daß 
der Wandel in Osteuropa und der deut­
sche Vereinigungsprozeß nicht zu einer 
Beeinträchtigung der sowjetischen Si­
cherheitsinteressen führen darf. 

Die dafür erforderlichen Vorausset­
zungen zu schaffen, wird ein hohes Maß 
an europäischer Staatskunst verlangen. 
Vorstellungen, daß der Teil Deutsch­
lands, der heute die DDR bildet, in die 
militärischen Strukturen der NATO

einbezogen werden solle, würden die 
deutsch-deutsche Annäherung blockie­
ren. Die Mitgliedschaft unseres Teils 
muß bleiben. Über den Sonderstatus 
der DDR wird man nachzudenken 
haben. 

Bedeutsam ist dabei, sich Klarheit 
über die künftige Rolle der beiden 
Bündnisse zu verschaffen. Sie werden 
von der Konfrontation zur Kooperation 
übergehen und schließlich Elemente 
kooperativer Strukturen der Sicherheit 
in ganz Europa werden. Das westliche 
Bündnis wird nach dem Willen seiner 
Mitglieder fortbestehen, denn die 
Bündnisse haben auch in Zukunft eine 
friedenssichernde und stabilisierende 
Funktion. Das schließt unseren Ver­
bleib in der NATO ein. Ein deut­
scher Neutralismus würde niemandem 
nutzen. 

Neue Rollen für die Bündnisse 

Die USA sind durch ihre Mitwirkung 
am KSZE-Prozeß in die Verantwortung 
für die Zukunft Europas einbezogen. 
Daß beide Großmächte diese Mitwir­
kung für wichtig und nützlich halten, ist 
zuletzt beim amerikanisch-sowjetischen 
Gipfel in Malta klar zum Ausdruck ge­
kommen. Die amerikanische Rolle für 

Fa t wie am Runden Tisch: Vertreter der DDR-Opposition stellten in Tutzin� ihre 
Programmcvor(v. l. a. r.): Gerhard ßächcr(Dm GRÜNEN), 011jaSchröt�(Iri1�er
Demokratischer Aufbruch), Kurt Masur, Jens Reich (Neues Forum), Jbralwu Bohme 
(SPD) sowie Ludwig Mehlhorn (Demokratie Jetzt). 
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Sicherheit und Stabilität in Europa 
hängt von dem Fortbestand des westli­
chen Bündnisses ab, die sowjetische 
Rolle in Europa wird schon von ihrer 
Lage in Europa, von ihrer Größe und 
auf der euro-asiatischen Seite von der 
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Landmasse bestimmt. Beide Bündnisse 
sind allerdings aufgerufen, ihre Rolle 
mehr und mehr politisch zu definieren. 

Die Streitkräfte werden eine immer 
stärkere Rolle bei Vertrauensbildung 
und Verifikation übernehmen. Die Rol-
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le der Bündnisse für die Abrüstung und 
ihre stabilisierende Rolle gerade in der 
gegenwärtigen Entwicklung sollte nicht 
gering eingeschätzt werden. Die Ent­
wicklung kooperativer Sicherheits­
strukturen - in denen später die Bünd­
nisse aufgehen können - muß den Weg 
der Bündnisse von der Konfrontation 
zur Kooperation sichern. 

Auftrag und Doktrinen der Bündnis­
se müssen mit der politischen Entwick­
lung Schritt halten. Geht diese über sie 
hinweg, so werden sie ihre stabilisieren­
de Funktion verlieren. Der Westen darf 
bei seinen Bedrohungsanalysen und bei 
der Bewertung des Kräfteverhä\tnisses 
die Tatsache, daß im War cbaudr Pakt 
Demokratien entstehen, nicht außer 
acht lassen. Aber der Warschauer Pakt 
darf nicht übersehen, daß der Westen 
als Bündnis von Demokratien weder die 
Absicht hat, noch in der Lage ist, den 
Osten anzugreifen. 

Ohne Abrüstung keine Einheit 
in Europa 

Auch für die Abrüstung gilt, daß sie 
den Anschluß an die politische Entwick­
lung nicht verlieren darf. Der Vor­
schlag, den der amerikanische Präsident 
heute bekanntgeben wird, nämlich die 
Streitkräfte der beiden Großmächte in 
der zentralen Zone auf 195 000 Mann zu 
reduzieren, ist ein weiterer wichtiger 
Schritt. Ohne entschlossene Schritte zur 
Abrüstung keine Einheit Europas und 
keine Einheit der Deutschen. Um diese 
Erkenntnis wird niemand herum­
kommen. 

Aufgabe der Abrüstung ist es, die 
militärischen Elemente des West-Ost­
Verhältnisses durchgreifend zu reduzie­
ren und die Streitkräfte auf das zur 
Verteidigung wirklich unverzichtbare 
Mindestmaß zu reduzieren. Auch die 
Streitkräfte der Stationierungsländer 
müssen in Wien II einbezogen werden. 
Hier zeigt sich, daß die sowjetische Poli­
tik der Öffnung kühne Schritte zur Ab­
rüstung möglich macht. 

Auf die konventionellen Abrüstungs­
verhandlungen Wien I müssen ohne 
Pause die Verhandlungen über Wien II 
folgen. Das gleiche gilt für die Wiener 
Verhandlungen über Vertrauensbilden­
de Maßnahmen. Auch hier muß auf 
Wien I ohne Pause Wien II folgen. 

Mit dem Beginn der Implementie­
rung von Wiell"I ist der Weg frei für die 
Verhandlungen über die nuklearen 
Kurzstreckenraketen. Auch die nukle­
are Artillerie muß in die Abrüstung 
einbezogen werden. Wenn 1990 das 
Jahr der Abrüstung werden soll, dann ► 



Zur deutschen 
Einheit im 
europäischen 
Rahmen 

müssen die beiden Abkommen noch 
1990 abgeschlossen werden. Dasselbe 
gilt für das weltweite Verbot der C­
Waffen und für die fünfzigprozentige 
Reduzierung der strategischen Nuklear­
waffen der beiden Großmächte. 

KSZE-Gipfel 1990: 
Ein neues Kapitel in der 
europäischen Geschichte 

Die KSZE-Gipfelkonferenz, auf der 
die beiden Abrüstungsabkommen von 
Wien unterzeichnet werden sollen, wird 
zum Ausgangspunkt eines neuen Kapi­
tels in der europäischen Geschichte 
werden. Die EG-Außenminister haben 
sich in Dublin auf eine solche Gipfel­
konferenz verständigt. Frankreich und 
die Bundesrepublik Deutschland sehen 
in der Abhaltung dieser Konferenz 1990 
einen wichtigen Beitrag zur Stabilität 
und zur West-Ost-Annäherung. 

Ich appelliere an alle Staaten, diese 
Bedeutung zu erkennen und den Gipfel 
auch substantiell vorzubereiten. Diese 
Konferenz wird sich signifikant von 
allen vorangegangenen KSZE-Treffen, 
vor allem natürlich von dem Gipfeltref­
fen 1975 in Helsinki, unterscheiden. 

Damals kamen die Staaten aus anta­
gonistischen Systemen mit einer kon­
frontativen Sicherheitspolitik zusam­
men mit den neutralen und ungebunde­
nen Staaten an den Verhandlungstisch. 
Unterschiedliche Wertvorstellungen 
waren für sie bestimmend und daraus 
folgend gänzlich unterschiedliche politi­
sche, gesellschaftliche und soziale Ord­
nungen. Die Verständigung auf die 
Schlußakte von Helsinki mutet im 
Nachhinein wie ein wahres Wunder an. 

Das Vertrauen ihrer Befürworter in 
ihre Dynamik wurde gerechtfertigt, der 
Kleinmut ihrer Gegner widerlegt. Das 
Desinteresse derjenigen, die der 
Schlußakte zwar zustimmten, sie aber 
nicht ernst nahmen, wurde sehr bald 
von einem sehr wachen Interesse abge­
löst. Beide deutsche Staaten standen 
sich damals so antagonistisch gegenüber 
wie die Bündnisse, denen sie angehö­
ren. Und doch hatten sie einen unver­
zichtbaren Beitrag zum Zustandekom­
men der Helsinki-Konferenz geleistet. 

Die Ostverträge der Bundesrepublik 
Deutschland, der Moskauer Vertrag, 
der Warschauer Vertrag, der Vertrag 
mit der CSSR und der Grundlagenver­
trag mit der DDR waren geschlossen. 
Das Viermächte-Abkommen für Berlin 
kam zustande. Die beiden deutschen 
Staaten hatten aber unterschiedliche 
Vorstellungen von der gemeinsamen 

TUTZINGER BLATTER 

10 J 

TUTZINGER BLÄTTER 

11 

deutschen Zukunft, als sie sich 1975 in 
Helsinki versammelten. 

Wenn es diesmal zum KSZE-Gipfel­
treffen kommt, werden die 35 Staaten 
nicht im Zeichen der Konfrontation zu­
sammenkommen. Das gilt politisch, 
wirtschaftlich und militärisch. Und es 
gilt auch, zu beachten, daß die Wertvor­
stellungen nun übereinstimmen, daß die 
Verpflichtungen der Schlußakte von 
Helsinki zu Menschenrecht und Men­
schenwürde überall Realität zu werden 
beginnen. 

Ohne das Ergebnis der Wahlen in der 
DDR vorwegnehmen zu wollen - das 
bleibt die souveräne Entscheidung der 
Deut chen dort -, kann dochl davon 
ausgegangen werden, daß am Tisch des 
KSZE-Gipfels 1990 zwei demokratisch 
gewählte deutsche Regierungen sitzen 
werden, die sich in ihrem Willen zur 
Einheit einig sein werden und die sich 
schon auf dem Wege dorthin befinden. 
Und wieder wird es entscheidend auf 
ihre Haltung ankommen, ob erneut ein 
neues Kapitel in der Geschichte Euro­
pas aufgeschlagen werden kann. 

Erneut muß sich die europäische Be­
rufung der Deutschen, muß sich ihre 
Verantwortungsgemeinschaft bewäh­
ren. Sie müssen der Motor sein in der 
Stärkung und der Vertiefung des 
KSZE-Prozesses, der West-Ost-Zu­
sammenarbeit und der Abrüstung. Die­
ser Gipfel muß über die künftige Struk­
tur Europas sprechen; soll es konföde­
ral gestaltet werden, und soll diese kon­
föderalistische Ordnung hinzielen auf 
einen sich langfristig entwickelnden eu­
ropäischen Föderalismus? 

Die Forderung Präsident Mitterrands

nach einer europäischen Konföderation 
ist sicher ein konstruktiver Beitrag. Wie 
sollen die Strukturen kooperativer Si­
cherheit aussehen? Wir Deutschen wer­
den sagen müssen, wie wir uns die deut­
sche Zukunft vorstellen. Die Grundele­
mente des Vertrages über den Weg zur 
deutschen Einheit in Europa müssen bis 
dahin deutlich sein. 

Stabilitätspartnerschaft zwischen 
Ost und West 

Die KSZE-Gipfelkonferenz kann 
ihren Beitrag zur Stabilitätspartner­
schaft zwischen West und Ost und zur 
Schaffung einer europäischen Friedens­
ordnung auch damit leisten, daß sie sich 
auch mit der ßinrichtung europäischer 
Institutionen befaßt. In Frage kommen 
hierfür: 

1. Eine Institution zur Koordinierung
der wirtschaftlichen West-Ost-Zu­
sammenarbeit. Die europäische ►



Zur deutschen 
Einheit im 
europäischen 
Rahmen 

Entwicklungsbank muß auch in 
diesem Zusammenhang gesehen 
werden. 

2. Eine gesamt-europäische Institu­
tion für die Sicherung der Men­
schenrechte. Die Anwendung der
Menschenrechtskonvention des
Europarats auf ganz Europa liegt
nahe.

3. Ein Zentrum für die Schaffung
eines europäischen Rechtsraumes
mit dem Ziel der Rechtsanglei­
chung.

4. Eine europäische Umweltagentur.
5. Die Ausdehnung der EUREKA­

Zusammenarbeit auf ganz Europa
und die Einschränkung von
COCOM.

6. Die Zusammenarbeit der ESA mit
entsprechenden Einrichtungen des
Ostens.

7. Ein Zentrum für die Entwicklung
einer europäischen Telekommuni­
kationsstruktur.

8. Ein Zentrum für die Entwicklung
einer europäischen Verkehrsinfra­
struktur und Verkehrspolitik.

9. Ein europäisches Verifikationszen­
trum.

10. Ein europäisches Konfliktzentrum.
Der Verstetigung des KSZE-Prozes­

ses könnte außerdem die Schaffung 
eines Außenministerrats der KSZE­
Staaten dienen, der in regelmäßigen 
Abständen tagt. 

Entscheidend wird sein, daß alle Teil­
nehmerstaaten bereit sind, durch die 
Vertiefung und Verstärkung des KSZE­
Prozesses einen Stabilitätsrahmen und 
ein Sicherheitsnetz zu schaffen für die 
vorhersehbaren, aber auch für die nicht 
vorhersehbaren Entwicklungen in Eu­
ropa. Dazu gehört die Bekundung aller 
Teilnehmer, in keiner Phase der Ent­
wicklung einseitige Vorteile zu suchen 
und Sicherheit nicht gegen-, sondern 
miteinander zu erstreben. 

Wir alle müssen mit aller Energie auf 
ein gemeinsames europäisches Haus, 
auf die Europäische Friedensordnung 
hinarbeiten. In diese Perspektiven muß 
der deutsch-deutsche Einigungsprozeß 
eingepaßt werden, ohne daß in Europa 
schon alles erreicht sein muß, was wir 
sozusagen in kleinerem Raum voll­
bringen. 

Sorge vor einer dominierenden 
Rolle der Deutschen 

Ich weiß, daß es bei unseren Nach­
barn die Sorge vor einer dominierenden 
Rolle der Deutschen gibt. Diese Sorge 
ist gegenüber Deutschen in Freiheit und 
Demokratie unbegründet. Sie kann 
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noch weiter entkräftet werden durch ein 
entschlossenes Vorantreiben der Inte­
gration in der EG und durch die gesamt­
europäische Einbindung, das heißt 
durch die Einbindung in den KSZE­
und Abrüstungsprozeß. 

Für den gesamteuropäischen Eini-
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gungsprozeß bedarf es aber der kon­
struktiven und aktiven Mitwirkung aller 
Beteiligten. Wir Deutschen wollen die­
se Einbindung. Bei uns wiederum gibt 
es Stimmen, die die Sorge haben, der 
KSZE-Gipfel könnte eine Konferenz 
über Deutschland werden. Ich halte 

auch das für unberechtigt, wenn wir 
Deutschen in b�iden Staaten entschlos­
sen sind, daraus eine Konferenz für die 
Überwindung der Spaltung Europas 
und damit auch für die deutsche Ver­
einigung zu machen. 

Es wird die deutsche Einheit nicht 
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ohne Europa, es wird die Einheit Euro­
pas nicht um die Deutschen herum ge­
ben. Die Deutschen dürfen sich deshalb 
Europa nicht verweigern, aber die Eu­
ropäer sollten sich auch nicht Europa 
verweigern, um den deutsch-deutschen 
Annäherungsprozeß zu bremsen. Das 
Zusammenwachsen der Deutschen in 
einem geordneten europäischen Rah­
men ist für die Stabilität Europas genau­
so wichtig wie ein stabiler Rahmen für 
die revolutionären Entwicklungen in 
Mittel- und Ost-Europa. 

In einem solchen Stabilitätsrahmen 
kann sich der deutsche Vereinigungs­
prozeß, wie er im »Vertrag zur deut­
schen Einheit in Europa« zu definieren 
ist, _vollziehen, ohne daß es zu einer 
Kräfteverschiebung oder Destabilisie­
rung in Europa kommt. Wir sind es 
Gorbatschow und seinen mutigen Ent­
scheidungen schuldig, daß wir für Euro­
pa einen stabilen Rahmen schaffen. 

Das Angebot der Stabilitätspartner­
schaft muß neben der politischen und 
abrüstungspolitischen Dimension auch 
die wirtschaftliche Dimension einschlie­
ßen. Die Bundesrepublik Deutschland 

wird ihre wirtschaftliche Leistungsfä­
higkeit dafür einsetzen. Und wir sind es 
den friedlichen Revolutionen der Frei­
heit schuldig, daß wir ihren Demokrati­
sierungsprozeß nicht durch altes Block­
denken, durch den nationalstaatlichen 
Egoismus und die Machtpolitik der Ver­
gangenheit aus dem Gleichgewicht 
bringen. 

Eine europäisch gesinnte und be­
stimmte Bundesrepublik Deutschland 
stellt sich im Willen zur Einheit der 
Deutschen und zur Einheit Europas 
ihrer nationalen und europäischen Ver­
antwortung. Die Deutschen in der 
DDR sind so gute Europäer wie wir. 
Alle Staaten in Europa mögen erken­
nen, daß das Drängen der Deutschen in 
der DDR nach der deutschen Einheit 
immer stärker wird. Das trifft sich mit 
den Empfindungen bei uns. » Wir sind 
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das Volk, Deutschland einig Vaterland« 
-das darf in einem Europa der Selbstbe­
stimmung und Demokratie von nieman­
dem, von keinem Staat und von keiner
Regierung überhört werden.

Ohne Vereinigungsperspektive: 
Gefahr für die Stabilität Europas 

Aber niemand darf übersehen, daß 
eine DDR mit ihren wirtschaftlichen 
und politischen Problemen ohne reale 
Vereinigungsperspektiven zu einer Ge­
fahr für die Stabilität in Europa werden 
kann. Gorbatschow erkennt das. Nie­
mandem ist damit gedient, wenn die 
Entwicklung in der DDR der deutsch­
deutschen und der europäische- Politik 
davonläuft. Daß es zu dieser tage ge­
kommen ist, ist nicht das Ergebnis un­
verantwortlicher Politik in der Bundes­
republik Deutschland, sondern es ist 
das Ergebnis von 40 Jahren SED-Politik 
in der DDR. 

Wir suchen nicht den Alleingang und 
nicht den deutschen Sonderweg. Wir 
suchen den Weg in europäischer Ver­
antwortung, und wir wollen einen dyna­
mischen Prozeß in Stabilität. Wir appel-

lieren an unsere Nachbarn in West und 
Ost, mit uns die europäische Perspekti­
ve zu eröffnen. 

Wir wollen den deutschen Vereini­
gungsprozeß in der Perspektive der In­
tegration in der EG, des KSZE-Prozes­
ses, der West-Ost-Stabilitätspartner­
schaft und des Baus des gemeinsamen 
europäischen Hauses. Die Deutschen, 
die ihre Hoffnung auf Europa setzen, 
dürfen in ihrer europäischen Gesinnung 
nicht enttäuscht werden. Das könnte 
vielleicht andere stärken. 

Die Völker Europas sollen wissen, 
wir Deutschen wollen nichts anderes, 
als in Fried�n und Freiheit mit allen 
unseren Nachbarn zu leben. Neues 
Denken und der Wille zu Verantwor­
tung sind auf allen Seiten notwendig -
zuallererst bei uns Deutschen - aber 
nicht nur bei uns. ■ 

Welche Errun­
genschaften 
will dieDDR 
behalten? 
DieFDP­
Politikerin 
Hildegard 
Hamm-Brücher, 
die Publizistin 
Carola Stern 
und Renate 
Schumacher 
(v. l. n. r.) 




